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Inhalt: Geſetz, betreffend die ſofortige Bereitſtellung von Mitteln zur Durchführung der ſtaatlichen Polizeiverwaltung im 

rheiniſch⸗weſtfäliſchen Industriegebiet, S. 67. — Geſetz, betreffend Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Geſetzes zur 
Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 14. Januar 1921, S. s. — Geſetz, betreffend weitere Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten, 
S. 68. — Geſetz zur Abänderung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880, S. 69. — Verordnung über 
Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Landjägereibeamten, S. 69. — Verordn ung über die Einführung 
preußiſcher Geſetze im Gebietsteile Pyrmont, S. 70. — Verordnung über vorläufige Anderung der Amtsgerichtsbezirke Monſchau 
und Blankenheim anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, S. 74. — Anordn ung, betreffend die Verlängerung von auf 


Grund der Mieterſchutz- und Wohnungsmangelverordnung erlaſſenen Anordnungen, S. 74. 


(Mr. 12248.) Geſetz, betreffend die ſofortige Bereitſtellung von Mitteln zur Durchführung der ſtaatlichen 
Polizeiverwaltung im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet. Vom 22. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Zum Zwecke der Übernahme der örtlichen Sicherheitspolizeiverwaltung in den größeren Ge 
meinden des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriebezirkes durch ſtaatliche Beamte wird die Zahl der im 
Haushaltsplane für das Rechnungsjahr 1921 vorgeſehenen planmäßigen Stellen für ſtaatliche Po⸗ 
lizeibeamte des Verwaltungsinnendienſtes, des Verwaltungsaußendienſtes und des Kriminaldienſtes 
vorübergehend verſtärkt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, bis zur Übernahme auf den Staats- 
haushaltsplan die zur Errichtung dieſer Stellen erforderlichen Mittel zur Verfügung zu ſtellen, 
und zwar für die Beſoldung von: 

A. Verwaltungsdienſt. 


7 Polizeipräſidenten, 5 Kanzleiinſpektoren, 
12 Regierungsräten, 9 Kanzleiſekretären, 
29 Polizeiräten, ; 4 Polizeiaſſiſtenten, 
> Zentralbürovorſtehern, i 13 Polizeikanzleiaſſiſtenten, 
5 Kalkulaturvorſtehern, f 24 Polizeigefängnisoberwachtmeiſtern, 
6 Polizeikaſſenrendanten, 10 Vollziehungsbeamten, i 
148 Polizeioberſekretären, i 4 Polizeigefängniswachtmeiſterinnen und 
145 Polizeiſekretären, 36 Amtsgehilfen. 
B. Verwaltungs außendienſt. 
12 Polizeiinſpektoren, 97 Polizeiaſſiſtenten und 
98 Polizeikommiſſaren, 900 Polizeibetriebsaſſiſtenten. 
5 Polizeiſekretären, 
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C. Kriminaldienſt. 
12 Kriminalinſpektoren, 67 Kriminalaſſiſtenten und 


63 Kriminalkommiſſaren, 650 Kriminalbetriebsaſſiſtenten. 
5 Kriminalſekretären, 


Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 22. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12249.) Geſetz, betreffend Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Geſetzes zur Anderung des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 117). Vom 28. März 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 0 9 ſetz lo 
8 i 
Im Artikel 4 des Geſetzes zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 / 
26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) 
vom 14. Januar 1921 (eſetzſamml. S. 117) werden die Worte „für die Zeit bis zum 
31. März 1922 einſchließlich! durch die Worte „bis zum 31. März 1923 einſchließlich“ erſetzt. 
8.2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1922 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 28. März 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. 
Für den Finanzminiſter: 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Mr. 12250.) Geſetz, betreffend weitere Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Geſetzes über Teuerungs⸗ 
zuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den 
5 Gerichtskoſten. Vom 28. März 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Sk 
Die Gültigkeitsdauer des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten vom 29. April 1920 (Geſetzſamml. 
S. 155) in der durch die Geſetze vom 10. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 540) und vom 
10. Februar 1922 (Geſetzſamml. S. 34) abgeänderten Faſſung wird bis 31. Mai 1922 verlängert. 
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& 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1922 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff, 
zugleich für den Finanzminiſter. 


(Rr. 12251.) Geſetz zur Abänderung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 (Geſetzſamml. 
S. 230). Vom 28. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
5 Einziger Paragraph. 

Die im § 6 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes beſtimmte Wertgrenze und das Erſatzgeld der 
Ss 71 und 72 werden auf den zehnfachen Betrag erhöht. 

Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. März. 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Wendorff. 


(Rr. 12252.) Verordnung über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Landjägereibeamten. 
Vom 13. März 1922. 


Auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz— 
ſamml. S. 150), und des Artikel III des Geſetzes über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienit- 
reiſen der Staatsbeamten vom 9. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S 143) verordnet das Preußiſche Staats- 
miniſterium, was folgt: 

Bei Dienſtreiſen, die nach dem 31. Januar 1922 angetreten worden ſind oder angetreten werden, er⸗ 
halten die Landjägereibeamten an Fahrkoſten für die zurückgelegten Eiſenbahn⸗ oder Schiffsfahrten an Stelle 
der im § 2 Abf. 1 Nr. 1 der Verordnung vom 9. Auguſt 1913 (Geſetzſamml. S. 372) in der Faſſung der Ver— 
ordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1921 (Geſetzſamml. 1922 S. 26) vorgeſehenen 
Fahrkoſtenſätze 


im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. Ia Halbsatz tt! 140 Pfennig, 
Halba z:: 80 
Nr li Halbſaz !:: 80 „ 
Halbſags ?:: Er 50 „ 
NE I)) 8 50 „ 


= 70 
Bei Dienftreifen, die vor dem 1. Februar 1922 angetreten, aber nicht beendet worden ſind, gilt das 
gleiche für die Eiſenbahn- oder Schiffsfahrten, die an dieſem Tage oder ſpäter zurückgelegt werden. 
Berlin, den 13. März 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


7 R 
(Nr. 12253.) Verordnung über die Einführung preußiſcher Geſetze im Gebietsteile Pyrmont. Vom 
31. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des § 5 Abf. III des zwiſchen Preußen und Waldeck— 

Pyrmont am 29. November 1921 abgeſchloſſenen Vertrags und des Artikel 7 des Geſetzes über die Vereini- 

gung des zu Waldeck-Pyrmont gehörigen Gebietsteils Pyrmont mit dem Freiſtaate Preußen vom 22. Februar 1922 

(Geſetzſamml. S. 37), was folgt: 

Artikel 1. 

Die in der Provinz Hannover allgemein gültigen Vorſchriften des preußiſchen Beamtenrechts treten im 
Gebietsteile Pyrmont des Landes Waldeck-Pyrmont, der mit Preußen vereinigt und dem Kreiſe Hameln (Pro⸗ 
vinz Hannover) einverleibt wird, — unbeſchadet der Vorſchrift des Artikel 3 des Schlußprotokolls zu dem 
Vertrage vom 29. November 1921 — in Kraft / ebenſo treten die für die im Staatsdienſte beſchäftigten An— 
geſtellten und Lohnempfänger erlaſſenen Beſtimmungen in Kraft. 

Aufgehoben werden im Gebietsteile Pyrmont alle bisher dort gültigen waldeckiſchen Beſtimmungen des 
Beamtenrechts und des Rechtes der ſtaatlichen Angeſtellten und Lohnempfänger. 

Das Geſetz über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen der 
Beamten vom 1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691) tritt im Gebietsteile Pyrmont in Kraft. Das waldeckiſche 
Geſetz über die Haftung des Staates und der Kommunalverbände für Amtspflichtverletzungen der Beamten 

bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 18. Dezember 1909 (Waldeckiſches Regierungsblatt S. 119) tritt 

im Gebietsteile Pyrmont außer Kraft. 5 

Artikel 2. 

I. Im Gebietsteile Pyrmont treten in Kraft: 

1. das Geſetz über die Wahlen zum preußiſchen Landtage (Landeswahlgeſetz, vom 3. Dezember 1920 
(Gefegfamml. S. 559) nebſt der Landeswahlordnung vom 10. Dezember 1920 (Geſetzſamml. ©. 571); 

2. das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195); 

3. das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237), ſoweit es im Kreiſe Hameln gilt; 

J. das Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, 
vom 3. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 375); i 

5. die Verordnung über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Landesteilen vom 20. Sep— 
tember 1867 (Geſetzſamml. S. 1529); 

6. das Geſetz, betreffend den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen, vom 

23. April 1883 (Geſetzſamml. S. 65) 

„die Verordnung, betreffend die Organiſation der Landgendarmerie in den neu erworbenen Landes⸗ 
teilen, vom 23. Mai 1867 (Geſetzſamml. S. 777) nebſt der Verordnung, betreffend die Rechts— 
ſtellung der Landgendarmerie, vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 37). 5 

II. Entgegenſtehende waldeckiſche Vorſchriften, insbeſondere 

J. das Geſetz, betreffend die Befugnis der Landespolizeibehörde zum Erlaſſe von Polizeiverordnungen, 
vom 13. Januar 1875 (Reg.⸗Bl. S. 9), 
2. das Geſetz, die Einrichtung einer Gendarmerie betreffend, vom 9. Februar 1855 (Reg.-Bl. S. 9), 
3. das Geſetz, betreffend die Rechtsſtellung der Gendarmerie, vom 3. März 1920 (Reg.-Bl. S. 39) 
treten außer Kraft. 5 
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I 


I 


— 


5 


Artikel 3. 


Im Gebietsteile Pyrmont treten in Kraft: 


die Provinzialordnung für die Provinz Hannover vom 7. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 237); 

die Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 181); 

„die hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche Geſetzſamml. I 141); 

das hannoverſche Geſetz, die Landgemeinden betreffend, vom 28. April 1859 (Hannoverſche Geſetz— 
ſamml. S. 393); a 

5. das Zweckverbandsgeſetz vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115); 

6. das Geſetz, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 
3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1); g 

die Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ und Kreistagswahlen vom 31. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 8). 


E 


I 


. Entgegenftehende waldeckiſche Vorſchriften treten außer Kraft, insbeſondere: 


1. die Gemeindeordnung vom 16. Auguſt 1855 (Neg.-Bl. S. 239); 
2. die Kreisordnung vom 16. Auguſt 1855 (Reg.⸗Bl. S. 262); 


3. das Zweckverbandsgeſetz vom 21. Februar 1922 (Reg.⸗Bl. S. 49); 

4. das Geſetz, betreffend die Beſoldung der Gemeindebeamten, vom 15. März 1922 (Reg.⸗Bl. S. 108); 

5. das Geſetz, betreffend vorläufige Anderung des Gemeindewahlrechts für Waldeck Pyrmont uſw., 
vom 19. Juni 1919 (Reg.⸗Bl. S. 181); 

6. das Geſetz, betreffend vorläufige Anderung der Kreisordnung uſw., vom 17. Juni 1919 


(Neg. Bl. S. 185). 
Artikel 4. 


„Im Gebietsteile Pyrmont treten in Kraft: 


— 
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1. das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, vom 3. Juli 1876 
(Geſetzſamml. S. 247); : 

2. das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 27. Februar 1880 (Gefet- 
ſamml. S. 174); f 

3. das Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205); f 

4. das Geſetz wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 119) 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der auf Grund der Verordnung, betreffend die Einführung der 
preußiſchen Geſetzgebung in betreff der direkten Steuern in dem Gebiete des vormaligen König 
reichs Hannover, vom 28. April 1867 (Geſetzſamml. S. 533) erhobenen Grundſteuer und Gebäude 
ſteuer die auf Grund des waldeckiſchen Geſetzes, die Veranlagung der Grundſteuer im Fürſtentume 
Pyrmont betreffend, vom 29. Mai 1860 (Reg.⸗Bl. S. 17) veranlagte und erhobene Grundſteuer 
außer Hebung geſetzt wird; 

5. das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) und das Kreis- und 
Provinzialabgabengeſetz vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) mit der Maßgabe, daß die 
auf Grund des in Ziffer 5 genannten waldeckiſchen Geſetzes veranlagte Grundſteuer als Beſteuerungs⸗ 
maßſtab im Sinne des $ 26 des Kommunalabgabengeſetzes und der §§ 7 und 25 des Kreis 
und Provinzialabgabengeſetzes gilt. 


Entgegenſtehende waldeckiſche Vorſchriften treten im Gebietsteile Pyrmont außer Kraft, insbeſondere: 


1. das Gewerbeſteuergeſetz vom 6. März 1893 (Reg. Bl. S. 41); 
2. das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 25. Januar 1881 (Reg. 
Bl. S. 3) 
ferner tritt außer Kraft: 
das Geſetz, betreffend die Hundeſteuer in den Fürſtenkümern Waldeck und Pyrmont, vom 
8. Januar 1912 (Reg.⸗Bl. S. 29). 8 = 


(IE) 


— 
Artikel 5. 


J. Im Gebietsteile Pyrmont treten in Kraft: 


1 
2. 


© 


10. 


El: 
12, 


2 
5. 


die Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungs 
behörden, vom 1. Auguſt 1879 (Geſetzſamml. S. 573); 

die Pachtſchutzordnung vom 25. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 125) nebſt der Verordnung über 
Rechtsbeſchwerde und Beiſitzerberuͤfung in Pachtſchutzſachen (Geſetzſamml. S. 488); 


das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 


(Geſetzſamml. S. 222), vom 14. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 103); 


das Geſetz, betreffend Einführung der Grundſätze der Verhältniswahl für die Wahl der Ver⸗ 


trauensperſonen des Ausſchuſſes zur Auswahl der Schöffen und Geſchworenen, vom 3. März 1922 
(Geſetzſamml. S. 49); 


das Geſetz, betreffend Anderung der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetzſamml. 


S. 321), vom 12. März 1922 (Geſetzſamml. S. 63) 


das Geſetz, betreffend Anderung der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 (Geſetzſamml. 


S. 225), vom 8. Juli 1920 (Geſetzſamml. S. 385); 


das Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Haftung des Staates und anderer Verbände für 


Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 1. Auguſt 1909 
(Geſetzſamml. S. 691), vom 14. Mai 1914 (Geſetzſamml. S. 117); 


das Geſetz über die Amlegung von Grundſtücken vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453); 
das Geſetz über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. Mai 1920 (Geſetz— 


ſamml. S. 351); a 

das Ausführungsgeſetz vom 15. Dezember 1919 (Geſetzſamml. S. 31) zum Reichsſiedlungsgeſetze 
vom 11. Auguſt 1919; \ 
das Geſetz über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209); 

das Geſetz, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 
(Geſetzſamml. S. 279); 

das Geſetz zur Förderung der Anſiedlung vom 8. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 51). 


II. Entgegenſtehende waldeckiſche Vorſchriften treten außer Kraft, insbeſondere: 


il; 


2 


die Verordnung zur Ausführung der Pachtſchutzorduung vom 9. Juni 1920 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 1193), vom 25. September 1920 (Reg.⸗Bl. S. 161); 


2. das Geſetz, betreffend die Antragsbefugnis in Zuſammenlegungs. und Teilungsſachen, vom 


29. Februar 1908 (Reg.⸗Bl S. 51). 
Artikel 6. 


J. Im Gebietsteil Pyrmont treten in Kraft: 


— 


— 8 


das Geſetz, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung der Geſundheitskom⸗ 


miffionen, vom 16. September 1899 (Geſetzſamml. S. 172); 


das Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 (Geſetz— 


ſamml. S. 373); 


das Geſetz, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 (Geſetzſamml. 
625); 


S. 625); 


das Geſetz, betreffend die öffentliche Krüppelfürſorge, vom 6. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 280). 


I. Entgegenftehende waldeckiſche Vorſchriften treten außer Kraft, insbeſondere: 


Il 


2, 


das Geſetz, betreffend die Desinfektion bei anſteckenden Krankheiten, vom 7. Januar 1914 (Reg. 
Bl. S. 18); 


das Geſetz, betreffend die den Medizinalbeamten für die Beſorgung gerichtsärztlicher, medizinal⸗ 
oder ſanitätspolizeilicher Geſchäfte zu gewährenden Vergütungen, vom 10. Januar 1886 (Reg. 
Bl. S. 45). | 


Syn 


. Artikel 7. 
Im Gebietsteil Pyrmont treten in Kraft: 


1. das Geſetz vom 11. März 1872, betreffend die Beauſſichtigung des Unterrichts— und Erziehungs- 
weſens (Geſetzſamml. S. 183); 

2. die im Kreife Hameln über die Schulpflicht und ihre Durchführung und die Beſtrafung der 
Schulverſäumniſſe geltenden Geſetze, Verordnungen und Vorſchriften ; 

3. das Geſetz vom 7. Auguſt 1911, betreffend die Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder 
(Geſetzſamml. ©. 168); 

4. das Geſetz vom 28. Juli 1906, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen (Geſetz— 
ſamml. S. 335); 

5. das Geſetz vom 7. Oktober 1920, betreffend die Abänderung der Zuſammenſetzung der Schul 
deputationen, Schulvorſtände und Schulkommiſſionen (Geſetzſamml. S. 535); 

6. das Geſetz vom 17. Dezember 1920, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer-Dienſteinkommengeſetz V. D. G.), (Geſetzſamml. 
S. 623) nebſt Abänderungsgeſetz vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 563); 

das Geſetz vom 9. Februar 1922 über die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlages an 
unmittelbare Staatsbeamte und Lehrperſonen (Geſetzſamml. S. 35); 

8. das Geſetz vom 18. März 1922, betreffend Gewährung von Wirtſchaftsbeihifen an Beamte 
und Lehrperſonen (Geſetzſamml. S. 63); 

9. das Geſetz vom 14. Januar 1921 über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen und mittleren Schulen (RMittelſchullehrer⸗Dienſteinkommengeſetz M. D. G.) (Geſetzſamml. 
S. 325) mit dem Abänderungsgeſetz vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. ©. 566) ) 

10. das Geſetz vom 6. Juli 1885, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen (Gefegfamml. S. 298), mit dem Abänderungsgeſetz vom 10. Juni 1907 
(Geſetzſamml. S. 133); f 

11. das Geſetz vom 4. Dezember 1899, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der 
Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen (Geſetzſamml. S. 587); 

12. das Geſetz vom 11. Juni 1894, betreffend das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen und die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 109); 

13. das Volksſchullehrer-Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 655); 

14. das Geſetz vom 26. Mai 1887, betreffend die Feſtſtellung von Anforderungen für Volksſchulen 
(Geſetzſamml. S. 175); 

15. das Geſetz vom 17. Dezember 1920 über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an den 
nichtſtaatlichen höheren Lehrauſtalten (Geſetzſamml. 1921 S. 323); 

24. Februar 1870 (Gefepfamml. S. 134). 

19. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. S. 343). 


16. das Geſetz über die Handelskammern vom 


Artikel 8. 
Mit den in den vorhergehenden Artikeln aufgeführten preußiſchen Geſetzen treten ſämtliche dazu ergangenen 
abänderuden, erläuternden und ergänzenden Beſtimmungen in Kraft. 
Mit den außer Kraft tretenden waldeckiſchen Geſetzen treten auch ſämtliche dazu ergangenen, abändernden, 
erläuternden und ergänzenden Beſtimmungen außer Kraft. 


Artikel 9. 


Wo in aufrechterhaltenen waldeckiſchen Vorſchriften auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche nach dieſer 
feen ei im Gebietsteil Pyrmont außer Kraft treten, treten dafür die entſprechenden preußiſchen Bor- 
ſchriften ein. ; 


4 
W 


Wo in den nach dieſer Verordnung in Kraft tretenden preußiſchen Vorſchriften auf Vorſchriften ver 


wieſen iſt, welche im Gebietsteil Pyrmont noch nicht eingeführt werden, treten dafür die entſprechenden 
waldeckiſchen Vorſchriften ein. 
Artikel 10. 
—Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen in Kraft. 
Berlin, den 31. März 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. Severing, Wendorff. Siering. Boelitz. Hirtſiefer. 
5 zugleich für den Finanzminiſter. 
N 


Nr. 12254.) Verordnung über vorläufige Anderung der Amtsgerichtsbezirke Monſchau und Blankenheim 
5 anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 20. März 1922. 


Auf Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 115) wird in Ergänzung 
der Verordnung vom 9. November 1921 (Gefebfamml, S. 548) folgendes beſtimmt: 

Die von der Kommiſſion zur Feſtſetzung der deutſch⸗belgiſchen Grenze (Artikel 35 des Friedensvertrags) 
dem Deutſchen Reiche (Preußen) wieder zugeſprochenen Gebietsteile des früheren Amtsgerichtsbezirkes Malmedy 
werden 5 f a 
J. ſoweit fie früher zur Gemeinde Elſenborn gehörten, dem Amtsgerichtsbezirke Monſchau, 

2. ſoweit ſie früher zu den Gemeinden Hünningen und Honsfeld (Bürgermeiſterei Büllingen) ges 
hörten, dem Amtsgerichtsbezirke Blankenheim 
mit Wirkung vom Zeitpunkt ihrer Rückkehr unter die deutſche Staatshoheit zugeteilt. 
Berlin, den 20. März 1922. ; 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Rr. 12255.) Anordnung, betreffend die Verlängerung von auf Grund der Mieterſchutz- und Wohnungs⸗ 
mangelverordnung erlaſſenen Anordnungen. Vom 22. März 1922. 


Auf Grund des § 5a der Mieterſchutzverordnung und des 89 der Wohnungsmangelverordnung in Ver 


bindung mit dem Reichsgeſetze vom 20. März 1922 ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums 
für den Umfang des Preußiſchen Staates an, daß, vorbehaltlich von Abänderungen, ſämtliche auf Grund der 


Mieterſchutzverordnung 5 . 12 a 
23. Se 1918 5 Reichs Il; 1920 
Wohnungsmangelberordnung vom 23. September in der Faſſung der Reichsgeſetze vom Mai 


(Reichs⸗Geſetzbl. S. 949) und vom 11. Juli 1921 (Reichs, Geſetzbl. S. 933) erlaſſenen Anordnungen, insbeſondere 
auch die auf einen Endtermin befriſteten, bis zum 30. Juni 1922 in Kraft bleiben. 


Berlin, den 22. März 1922. 5 a 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 
Scheidt. 


5 Redigiert im Büro des Staatsmimiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung ift vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 
ſeſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt SO Pfennig für den Bogen, für die Hauptfachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 
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